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Zur Beurteilung der Preisbindung bei Markenartikeln
Dr. Eridi Arndt, Hamburg

Nadidem mit Kriegsende und vor allem mit der 
W ährungsreform die A era umfassender staatlicher 

Preisbindungen zu Ende gegangen und der Konsti­
tuierung wirtschaftlicher Freiheit in fast allen Bereichen 
der W irtschaft gewichen ist, rückt ein Problemkreis 
erneut in den Vordergrund wirtschaftspolitischer Dis­
kussion, der bei Geltung eines allgemeinen Preis­
stops notwendigerweise an A ktualität eingebüßt 
hatte: die Frage privatwirtschaftlicher Preisregulierun­
gen. Eine W irtschaftspolitik, die nicht mehr staatlichen 
Behörden die direkte Lenkung und Ordnung des W irt­
schaftsprozesses überlassen will, sondern in  erster 
Linie dem M arkt diese Ordnungs- und Koordinierungs­
aufgabe übertragen möchte, muß aber im Interesse der 
gewollten Ergebnisse dafür sorgen, daß der kon­
kurrenzwirtschaftliche Gleichgewichtspreis des M arktes 
nicht durch wirtschaftliche Machtstellungen Einzelner 
oder wirtschaftender Gruppen verfälscht werden kann. 
Das ist das eigentliche Anliegen der jetzt bereits mehr 
als dreijährigen Bemühungen, eine W ettbew erbs­
ordnung durch ein Antimonopolgesetz in W estdeutsch­
land zu schaffen.
Ein um strittener Bestandteil aller bisherigen Monopol­
gesetzentwürfe ist die Behandlung der sogenannten 
„Preisbindungen der zweiten Hand“. Unter diesem 
etwas ungenauen Begriff w erden Preisbindungen ver­
standen, die vom H ersteller eines Artikels, meist in 
Form eines vertraglich vereinbarten Festpreises, für die 
letzte Handelsstufe vorgenommen werden. Es handelt 
sich also um eine v e r t i k a l e  Preisbindung für ein­
zelne Güter, wie sie außer bei Büchern vor allem beim 
M arkenartikel zu finden ist. Die Beurteilung dieser 
festen Verbrauchspreise in der Literatur ist nicht frei 
von dogmatischen, interessentenpolitischen und son­
stigen Voreingenommenheiten, das zeigt sich in  der 
großen V ariationsbreite der Auffassungen. Von völliger 
Ablehnung der Letztpreisbindungen und Forderung 
eines Preisbindungsverbots bis zur uneingeschränkten 
Anerkennung werden alle Meinungen mit Nachdruck 
vertreten.

DIE NEULIBERALE AUFFASSUNG 

In der neuliberalen Konzeption der W irtschaftsordnung 
ist für Preisbindungen der zweiten Hand nicht viel 
Platz. Das ist von großer Bedeutung für die Behand­
lung des Fragenkomplexes in der westdeutschen W irt­
schaftspolitik, die weitgehend in neuliberalen An­
schauungen wurzelt.
Die ablehnende Haltung gegenüber den Preisbindun­
gen der zweiten Hand, die unter den neuliberalen 
Autoren fast einhellig vertreten  ist, hat vor allem 
zwei Gründe. Der harmonistische Liberalismus des 
vorigen Jahrhunderts glaubte noch, daß ein Zusammen­
fall von Einzel- und Gesamtinteresse in  jedem Fall 
eintreten werde, wenn man nur den Dingen ihren 
Lauf ließe und möglichst wenig in die W irtschaft ein- 
griffe — eine wirtschaftspolitische Haltung, die in der

Maxime des „laissez faire“ ihren Ausdruck gefunden 
hat. Demgegenüber vertritt der Neuliberalismus die 
Auffassung — und das gerade ist das wesentlichste 
Unterscheidungsmerkmal zum alten  Liberalismus —, 
daß in der Laissez-faire-Haltung die letzte Ursache für 
das ordnungspolitische Versagen des alten  Liberalis­
mus zu suchen sei, daß die Harmonie der Interessen 
nicht generell, sondern nur für einen bestimmten 
M arktbereich gültig sei: den der vollständigen Kon­
kurrenz. Dem Staat obliege es also, diese M arktform 
der vollständigen Konkurrenz in möglichst w eiten Ge­
bieten der W irtschaft herzustellen und zu erhalten. 
Hiermit eng verknüpft ist die zweite mitwirkende Ur­
sache. Der Neuliberalismus unterliegt ständig der V er­
suchung, das von der theoretischen Nationalökonom ie 
durch isolierende A bstraktion gewonnene theoretische 
Modell der vollständigen Konkurrenz zu idealisieren. 
Das bedeutet eine lücht zu unterschätzende Gefahr für 
die Richtigkeit und Zweckmäßigkeit wirtschaftspoli­
tischer Folgerungen, die Keynes einmal m it den 
W orten charakterisierte, daß viele Nationalökonomen 
der Meinung seien — auch wenn sie einsähen, daß die 
vereinfachte Hypothese den Tatsachen nicht en t­
spräche —, sie stelle jedenfalls den „natürlichen“ und 
darum idealen Zustand dar. Sie betrachten gleichsam 
„die vereinfachte Hypothese als das Gesunde und die 
w eiteren Komplikationen als Krankheitserscheinun­
gen“ 1). Man will vollständige Konkurrenz um jeden 
Preis, auch dort, wo die wirtschaftliche Entwicklung 
andere W ege gegangen ist und w eiterhin gehen wird. 
Bei diesem Ordnungsbild ist es nun allerdings folge­
richtig, daß Preisbindungen der zweiten Hand, ob nun 
privatwirtschaftliche Macht dabei im Spiele ist oder 
nicht, schon aus Gründen der in einer so beschaffenen 
Konkurrenzwirtschaft notwendigen Preiselastizität ab­
gelehnt werden. Eucken betrachtet den Markenschutz 
mit Preisbindung der zweiten Hand als eine Möglichkeit 
unter anderen, um die M ärkte zu schließen. Nun könne 
zwar auch, so fährt er fort, im Rahmen geschlossener 
M ärkte die Konkurrenzmechanik wirksam werden. 
Trotzdem aber müsse die W irtschaftspolitik für Offen­
haltung der M ärkte sorgen, weil sonst die akute Ge­
fahr der Behinderung der vollständigen Konkurrenz 
gegeben sei: die Monopolbildung werde erleichtert und 
die Verbindung zwischen den M ärkten gestört )̂. Auch 
Böhm fordert eine „Beseitigung der M arkenpreisbin­
dung" ®), w ährend sich Rüstow vor allem gegen die mit 
dem V ertrieb von M arkenartikeln verbundenen For­
men der Reklame wendet, „die nur für Großfirmen e r­
schwinglich sind und deren völlig unproduktive Kosten 
schließlich auf die einer fast unwiderstehlichen Sugge-
*) J . M. K eynes: Das Ende des laissez fa ire , M ündien-Leipzig 
1926, S. 25,
*) W alter Eu& en: D ie W ettbew erbsordnung und ih re  V erw irk- 
lidiung, in: Ordo, Bd. 2, G odesberg 1949, S. 36 ff.
*) Franz Böhm: Die O rdnung der W irtsd ia ft als gesd iid itlid ie  A uf­
gabe und rechtssdiöpferisd ie Leistung, S tuttg .-B erlin  1937, S. 136.
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stion unterworfenen Käufer abgewälzt werden" *). 
Ganz eindeutig ist auch die Auffassung von Miksch. 
„Die Preisbindungen der zweiten Hand", so schreibt 
er, „müßten grundsätzlich untersagt, die Herstellung 
eines unmittelbaren Verhältnisses zwischen Erzeuger 
und Konsumenten durch die W erbung müßte unmög­
lich gemacht w erden.' Das Verbot der Preisbindungen 
der zweiten Hand stelle nur einen Teil des generellen 
Preisbindungsverbotes dar, das als unentbehrliche Vor­
aussetzung jeder W ettbewerbsordnung anzusehen sei ®). 
Es ist nun von besonderem Interesse festzustellen, wie 
weit sich diese Auffassungen der Theoretiker bei den 
Versuchen, eine W ettbewerbsordnung durch Monopol­
gesetze zu konstituieren, durchsetzen konnten.

DIE BEHANDLUNG DER LETZTPREISBINDUNGEN 
IN DEN MONOPOLGESETZENTWÜRFEN

In dem ersten der inzwischen zu einer stattlichen Zahl 
angewachsenen Entwürfe, dem sog. „Josten-Entw urf, 
waren namhafte neuliberale Theoretiker noch maßgeb­
lich beteiligt. Das zeigte sich auch sehr deutlich bei 
der Behandlung der Preisbindungen der zweiten Hand. 
Der Gesetzentwurf sah in dem Bestehen „autonomer 
oder kollektiver Bindungen der zweiten oder einer 
weiteren Hand“ eine „unwiderlegbare Vermutung für 
das Vorliegen wirtschaftlicher Macht“, ging von einem 
grundsätzlichen Verbot dieser Formen aus und be­
kannte sich gleichzeitig auch zum Gedanken der 
Werbungsbeschränkung. (§ 5, I, 6 des Entwurfs).
Der Josten-Entwurf stieß in der wirtschaftlichen 
Praxis auf eine geschlossene Ablehnung, die bei 
der Abfassung der folgenden Entwürfe ihren Nieder­
schlag fand. Auch bei der Behandlung der Preis­
bindungen der zweiten Hand kam es zu einer 
vollständigen Abwendung von den Prinzipien des 
ersten Entwurfs. So nahm z. B. der Entwurf vom 
Jan. 1950 bereits die Preisbindungen bei M arken­
artikeln grundsätzlich vom Begriff der W ettbewerbs­
beschränkungen aus und verschaffte ihnen damit eine 
Sonderstellung (§ 3 a des Entw.). Bei dieser Sonder­
stellung der Preisbindungen für M arkenartikel ist es 
dann auch in den w eiteren Gesetzentwürfen geblieben. 
Auch der vor kurzem bekannt gewordene vorläufig 
letzte Entwurf sieht kein Preisbindungsverbot vor, 
sondern gibt der Kartellbehörde nur das Recht, Preis­
bindungen bei Vereinbarung überhöhter Handels­
spannen als nichtig zu erklären®).
Diese Auffassung, zu der sich das Ordnungsbild einer 
neuliberalen M arktverfassung bei ihren ersten Reali­
sierungsversuchen gewandelt hat, hat sich auch Bundes- 
wirtschaftsminister Erhard zu. eigen gemacht, der auf 
der vorjährigen Jahresversammlung des M arkenver­
bandes erklärte, daß er sich trotz seiner grundsätz­
lichen Abneigung gegen den Kartellgedanken zum 
Festpreis bei M arkenartikeln bekenne, da sich im 
Markenwesen die höchste unternehmerische Leistung 
verkörpere. Auch sei es grotesk, die Beeinflussung des
*) Alexander Rüstow; Zw isdien K apitalism us und Kommunismus, 
in; Ordo, Bd. 2, Godesberg 1949, S. 136.
‘) Leonhard M iksdi: W ettbew erb a ls  Aufgabe, 2. Aufl., G odesberg 
1947, S. 172 ff.
•) Vgl. .Neuauflage des W ettbew erbsgesetzes", in: .Industrie­
kurier" vom 3. 3. 1951.

Verbrauchers durch W erbung verbieten oder ein­
schränken zu wollen ’). Dieses Bekenntnis des veran t­
wortlichen Leiters der deutschen W irtsdiaftspolitik 
zum M arkenartikel und seiner Preisbindung und die 
Fassung der jüngsten Monopolgesetzentwürfe sind be­
sonders geeignet zu zeigen, wie sehr sich die Diskus­
sion um eine Verfassung der M ärkte in einer „sozialen 
M arktwirtschaft“ bereits von jenem ersten Gesetz­
entwurf entfernt hat, der nodi eine konsequente Be­
rücksichtigung neuliberaler Dogmen enthielt.

THEORETISCHE ANALYSE

Eine Beurteilung des M arkenartikels und seiner Preis­
bindung wird erleichtert, wenn man einen kurzen 
Blick auf die Ergebnisse der m odernen M arktformen­
forschung wirft. Die neuere Nationalökonomie hat am 
theoretischen Modell der vollständigen Konkurrenz 
untersucht, welche Voraussetzungen für ein ergebnis­
richtiges Funktionieren des M arktautomatismus vor­
handen sein müssen, ob diese Voraussetzungen in der 
W irklichkeit tatsächlich gegeben sind und welche 
Modifikationen der Ergebnisse durch das Fehlen ein­
zelner Bedingungen oder ihre herabgesetzte W irksam ­
keit eintreten®). Es ist für unseren Zweck ausreichend, 
sich auf die Gruppe von Bedingungen zu beschränken, 
die sich auf die Eigenschaften der M arktstruktur be­
ziehen und die im allgemeinen unter dem Begriff der 
„reinen Konkurrenz“ zusammengefaßt werden.
Dieser Begriff ist gleichsam dreischichtig. Er umfaßt 
zunächst die „freie Konkurrenz", d. h. es dürfen weder 
durch den Staat, noch durch die M arktbeteiligten, noch 
durdi Tradition oder andere Kräfte W ettbewerbs­
beschränkungen vorgenommen werden. Er enthält 
ferner die sog. „atomistische Konkurrenz". Damit ist 
gemeint, daß die Zahl der m arktbeteiligten Anbieter 
(oder Nachfrager) so groß sein muß, daß der Einzelne 
durch Mengenpolitik einen Einfluß auf den Preis nicht 
ausüben kann. Der Einzelne ist also wirtschaftlich ent­
machtet, er muß den Preis als gegebene Tatsache hin­
nehmen, er kann keine „M arktstrategie“ betreiben. 
Schließlich tritt als Drittes ergänzend hinzu: die „homo­
gene Konkurrenz“, d. h. das Vorhandensein nur homo­
gener Güter, bei denen also die Substituierbarkeit un­
endlich groß ist.
Nun sind diese drei Bedingungen in der W irklichkeit 
keineswegs gegeben. Die mit der Entwicklung zum 
Großbetrieb einsetzende Betriebskonzentration hat die 
atomistische M arktstruktur in w eiten Bereichen der 
W irtschaft beseitigt. Hand in Hand damit ging in der 
modernen W irtschaft die Tendenz, die freie Konkurrenz 
durch Zusammenschlüsse in zunehmendem Maße zu 
beseitigen. Der damit gegebene Tatbestand fällt unter 
den Begriff der wirtschaftlichen Macht und bildet für 
eine W ettbewerbsgesetzgebung eine Aufgabe von 
kaum zu überschätzender Schwierigkeit.
Für eine theoretische Analyse der Preisbindungen der 
zweiten Hand ist nun aber vor allem die Tatsache
’) Vgl. .M arkenartike l gew innen w ieder Boden", in: .H andels­
b la tt“ vom  18. 5. 1950.
•) Vgl. dazu besonders; W . A. Jöh r: Das M odell der vollkom m e­
nen  K onkurrenz, in: K onkurrenz und Planwirtscbaft, Bern 1946,
S. 19 ff.; Emil Küng: Zur Lehre von  den M arktform en und M arkt­
beziehungen, ebenda S. 69 ff.
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wichtig, daß auch die dritte Bedingung der „homogenen 
Konkurrenz“ in der W irklichkeit nur selten anzutreffen 
ist. Schon die Tatsache, daß sich das W irtschaften im 
Raum und in der Zeit abspielt, bewirkt, daß von 
ö k o n o m i s c h  homogenen Gütern kaum mehr ge­
sprochen werden kann. Denn wirtschaftliche Homo­
genität heißt ja  nicht objektive Gleichartigkeit der 
Güter, sondern Gleichartigkeit im Bewußtsein der 
Käufer, die ja  Raum- und Zeitüberwindung in ihre 
W ertschätzungen mit einbeziehen. Hinzu kommen 
Qualitätsunterschiede, seien es auch nur solche, die in 
der Meinung der Käufer bestehen und bloße Präfe­
renzen darstellen.
Durch diesen Tatbestand wird der M arkt gewisser­
maßen in  eine große Anzahl von Einzelmärkten zer­
legt. Nur innerhalb solcher „Elementarmärkte“ mit 
homogenen Gütern, zwischen denen die Substitutions­
elastizität unendlich groß ist, wäre also eine „reine 
Konkurrenz“ überhaupt denkbar. In W irklichkeit aller­
dings werden infolge der relativen Kleinheit eines 
Elementarmarktes und der dadurch gegebenen Redu­
zierung der Anbieterzahl hier die Formen des Oligo­
pols und Monopols eindeutig vorherrschen. Das Bild, 
das die W irklichkeit bietet, zeigt also nicht die Züge 
der „reinen Konkurrenz“ im Sinne des theoretischen 
Modells, sondern es stellt bestenfalls eine Konkurrenz 
zwischen den einzelnen Elementarmärkten dar, die um 
so stärker ist, je größer die Substitutionselastizität 
zwischen den Einzelmärkten ist. Dieser in der W irk­
lichkeit vorherrschende Tatbestand, daß ein Anbieter 
auf einem Elementarmarkt Monopolist, gegenüber den 
Monopolisten anderer Elementarmärkte jedoch Kon­
kurrent ist, wird als „monopolistische Konkurrenz“ 
bezeichnet.
Nun ist es keine typische Eigenschaft des M arken­
artikels, solche Elementarmärkte zu schaffen, obwohl 
er ihrer Entstehung natürlich förderlich ist. E i n 
wesentliches Merkmal jedoch unterscheidet den Ele­
mentarm arkt eines M arkenartikels von denen anderer 
Güter: er ist infolge des gewährten Markenschutzes 
von vornherein geschlossen, d. h. das gleiche Gut kann 
von anderen Produzenten nicht hergestellt werden, der 
Produzent des M arkenartikels hat auf dem betreffen­
den Elementarmarkt keine Konkurrenten zu erwarten, 
er ist auf diesem M arkt Monopolist.
Damit ist noch nichts ausgesagt über das Ausmaß 
wirtschaftlicher Macht im gesamtwirtschaftlichen Rah­
men, das es dem Produzenten ermöglichen würde, in 
einem überhöht festgesetzten Preis eine mehr oder 
weniger große Monopolrente zu beziehen. Ein solcher 
Produzent ist ja  nur Monopolist auf dem Elementar­
m arkt seines M arkenartikels, er steht jedoch in  Kon­
kurrenz zu den Monopolisten anderer Elementar­
märkte, vor allem also zu den H erstellern ähnlicher 
M arkenartikel. Für ihn trifft also der Tatbestand der 
monopolistischen Konkurrenz zu. Wirtschaftliche Macht 
aber und damit das Ausmaß monopolistischer Preis­
überhöhung stehen im reziproken Verhältnis zur Sub­
stitutionselastizität zwischen den einzelnen Elementar­
märkten. Die M arktstellung und damit die Möglich­

keit, M arktstrategie betreiben zu können, sind also um 
so schwächer, je  größer die Zahl der Substitutionsgüter 
und je  enger ihre Verwandtschaft ist.

BEURTEILUNG DER PREISBINDUNG BEI MARKENARTIKELN 

Der kurze theoretische Abriß hat gezeigt, daß m it dem 
Markenschutz erhebliche volkswirtschaftliche Nachteile 
in der Regel nicht verbunden sind, da es sich ja  dabei 
nur um die Schließung eines Elementarmarktes handelt, 
die Konkurrenz mit heterogenen Gütern jedoch be­
stehen bleibt und der Konkurrenz mit homogenen 
Gütern auf einem Elem entannarkt in  der W irklichkeit 
ohnehin keine große Bedeutung zukommt. Es hätte so 
auch wenig Sinn, in V erkennung dieser Tatsache dem 
theoretischen Modell zuliebe durdi Beseitigung des 
Markenschutzes die Elementarmärkte offen zu halten. 
Allzu wenig w äre damit gewonnen, auf keinen Fall 
ein Ä quivalent für die dann wegfallenden Vorteile 
des M arkenartikels.
Gesamtwirtschaftlich betrachtet hat der H ersteller 
eines M arkenartikels bei ausreichender Zahl v e r­
wandter Elementarmärkte also keine Monopolstellung. 
Er kann deshalb auch keine M onopolpreise realisieren. 
Die Preisbindungen bei M arkenartikeln sind deshalb 
lediglich als Preisforderungen der H ersteller zu werten, 
die durchaus dem Preisdruck der Konkurrenz mit un­
vollkommenen Substitutionsgütem  unterliegen. Es ge­
nügt nicht, sich als Monopolist zu fühlen, um Monopol­
preise realisieren zu können, sondern es muß tatsäch­
liche wirtschaftliche Macht gegeben sein. Ein H er­
steller, der die Preise seines M arkenartikels zu hoch 
angesetzt hat, w ird durch das Abwandern der Käufer 
auf verw andte Elementarmärkte sehr bald darüber be­
lehrt werden, daß er sich im Ausmaß der ihm zu­
kommenden wirtschaftlichen Macht geirrt hat.
Es führt nach dem Gesagten zu völlig falschen Schluß­
folgerungen, wenn man die M onopolstellung des 
M arkenartikelfabrikanten auf seinem Elem entannarkt 
mit einer volkswirtschaftlichen M onopolstellung v e r­
wechselt und die Preisbindungen von M arkenartikeln 
als monopolistische Taxpreise ansieht. In zwei Rich­
tungen kann nun allerdings auch der H ersteller von 
M arkenartikeln seine in der Regel unbeachtliche w irt­
schaftliche Macht verstärken  und damit einer volks­
wirtschaftlichen M onopolstellung zustreben. W enn 
sich, w ie vorher festgestellt, der Koeffizient der Sub­
stitutionselastizität zu den fremden Elementarmärkten 
und das Ausmaß wirtschaftlicher Macht um gekehrt pro­
portional verhalten, so kann man doch die wirtschaft­
liche Macht dadurch erweitern, daß m an entweder den 
Koeffizienten oder die Zahl der fremden Elementar­
m ärkte verringert. Das erstere kann der H ersteller da­
durch erreichen, daß er den Abstand zu anderen 
Elem entarm ärkten t a t s ä c h l i c h  — z. B. durch stän­
dige Q ualitätsverbesserung — und (oder) v e r ­
m e i n t l i c h  — durch Reklame — vergrößert, das 
zweite durch Zusammenfassung der nach der Sub­
stituierbarkeit der Güter am nächsten liegenden 
Elementarmärkte zu gemeinsamem preispolitischen 
Vorgehen.
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Der Fall der Qualitätsverbesserung führt zu einer er­
wünschten Qualitätskonkurrenz. Die ' daraus resul­
tierenden M arktvorteile stellen keine Monopolrente 
dar, sondern einen Leistungsgewinn, dessen Berechti­
gung unbestritten ist. Ganz anders ist es aber mit der 
Beeinflussung der Käuferschaft durch Massenreklame 
bestellt, obwohl dieser Fall bei der Beurteilung der 
Marktstellung von M arkenartikeln in seiner Bedeutung 
meist überschätzt wird. Durch intensive Reklame er­
hält ein Gut in der Meinung des Käufers eine Vor­
zugsstellung; diese Präferenz vergrößert den Abstand 
zu den Elementarmärkten anderer Güter.
Das in diesem Zusammenhang oft gebrauchte W ort 
»Meinungsmonopol“ ist recht fragwürdig. W ill man 
schon den Begriff verwenden, so w äre es richtiger, von 
einem Monopol in der Meinungsbildung, im Einsatz 
der W erbemittel zu sprechen. Es kann an dieser Stelle 
nicht auf die vielfältigen Aufgaben einer gesunden 
Wirtschaftswerbung eingegangen werden, die Grenzen 
dieser Werbung sollten jedoch nicht übersehen werden. 
Wenn die Reklame für einen M arkenartikel ein Aus­
maß annimmt, das nur von einem oder wenigen Groß­
betrieben zu erreichen ist, ist die Startgerechtigkeit 
der Hersteller bei der Werbung um die Gunst der 
Käufer durchbrochen und der W eg frei für die — wenn 
auch nur zeitweilige — Bildung wirtschaftlicher Macht­
stellungen durch einseitige suggestive Beeinflussung 
der Käuferschaft.
Dagegen ist der Sachverhalt einer Zusammenfassung 
von Elementarmärkten zu gemeinsamem preispoli­
tischen Vorgehen eindeutig. Die in Frage kommenden 
Elementarmärkte mehr oder weniger verwandter Sub­
stitutionsgüter scheiden damit aus der monopolisti­
schen Konkurrenz aus. Der theoretische Grenzfall wäre 
der eines „reinen" oder „vollständigen“ Monopols, das 
alle in Frage kommenden Elementarmärkte umfaßt, bei 
dem also die Substitutionselastizität gegenüber allen 
anderen Elementarmärkten gleich null wäre.
Die rechtliche Organisationsform einer solchen Zu­
sammenfassung ist das Kartell oder eine Ausweich­
form. Es hat selbstverständlich nicht etwa das Be­
stehen geschlossener Elementarmärkte von M arken­
artikeln zur Voraussetzung, W ährend die Preisbindung 
bei Markenartikeln in der Stufenfolge der Produktion 
v e r t i k a l  verfährt, handelt es sich bei der K artell­
preisbindung um ein horizontales Vorgehen, das je 
nach dem Umfang der Erfassung der betreffenden Pro­
duktionsstufe zu mehr oder weniger w eitgehender 
Ausschaltung der Konkurrenz führt. Wo vertikale und 
horizontale Preisbindung -verknüpft werden, wie in 
unserem Falle, kommt somit die Beseitigung der Kon­
kurrenz nicht auf das Schuldkonto der Preisbindungen 
der zweiten Hand, sondern ist eine Folge der Ent­
stehung wirtschaftlicher Macht durch Kartellzusammen­
schluß, die dann zumeist in überhöhten Monopol­
preisen ihre Realisierung findet.
Nicht also die Preisbindung der zweiten Hand als 
solche ist bedenklich, sondern ihre Verknüpfung mit 
wirtschaftlichen Machtstellungen. Die den M arken­
artikeln eingeräumte Sonderstellung in einer künftigen

W ettbewerbsgesetzgebung muß deshalb mit einer 
scharfen Überwachung seitens der staatlichen W irt­
schaftspolitik verbunden sein, um jene Verknüpfung 
zu verhindern. Der eindeutige Fall eines den W ett­
bewerb beschränkenden oder ganz beseitigenden Zu­
sammenschlusses bedarf keiner w eiteren Erörterung. 
Aber auch einer übermäßigen, die Käufersdiaft ein­
seitig beeinflussenden Großreklame hätte die staatliche 
W irtschaftspolitik ihre Aufmerksamkeit zuzuwenden. 
Darüber hinaus w ären die M ärkte aller M arken­
artikel ständig daraufhin zu überprüfen, ob eine ge­
nügende Zahl verw andter Elementarmärkte die W irk­
samkeit heterogener Konkurrenz verbürgt.
Nur unter der Bedingung also, daß in einer zu 
schaffenden W ettbewerbsordnung die W irksamkeit 
der Konkurrenz zu den H erstellern anderer M arken­
artikel, die — wie gezeigt wurde — als monopolisti­
sche Konkurrenz angesehen werden muß, und auch zu 
den sog. anonymen Surrogaten ständig erhalten wird, 
sind die Preisbindungen von M arkenartikeln m arkt­
politisch unbedenklich. N ur unter dieser Bedingung 
fallen die Vorteile des M arkenartikels voll ins Gewicht. 
Gleichbleibende Qualität, einwandfreie und hygieni­
sche Verpackung und fester Preis haben nicht ohne 
Grund das V ertrauen der Käuferschaft in den M arken­
artikel ständig gestärkt und zu einer erfolgreichen 
W iederbelebung der M arkenartikelindustrie nach dem 
Kriege geführt. Dieses V ertrauen ist nicht zuletzt durch 
das weitsichtige V erhalten vieler H ersteller von 
M arkenartikeln w eiter befestigt worden, die unter den 
erschwerenden Verhältnissen des Krieges die Produk­
tion alt eingeführter M arkenartikel einstellten und sie 
erst wieder auf den M arkt brachten, als ihre H erstel­
lung in alter Güte wieder möglich war.
Einen nicht zu unterschätzenden Vorteil aber bildet 
der feste Verbraucherpreis für die staatliche W irt­
schaftspolitik selbst. W enn es mit Hilfe der W ett­
bewerbsgesetzgebung durch die Verhinderung w irt­
schaftlicher Machtstellungen gelingt, den festen Ver­
braucherpreis unter Konkurrenzdruck zu halten, ist er 
ein ausgezeichnetes Mittel, die Handelsspannen zu 
kontrollieren, vor allem auch, den Handel daran zu 
hindern, seine stärkere Stellung bei Preisauftriebs­
tendenzen in überhöhten Handelsspannen zu reali­
sieren. In dieser Beziehung haben sich die Preisbin­
dungen der zweiten Hand schon mehrfach bewährt. 
Als sich z. B. kurz nach der W ährungsreform starke 
Preisauftriebstendenzen in W estdeutschland bem erk­
bar machten, nahm die deutsche W irtschaftspolitik die 
Preisbindungen der zweiten Hand als willkommenen 
Ersatz für die dem eigenen Dogma gemäß abzulehnen­
den und beseitigten staatlichen Preisbindungen. Es 
zeigte sich damals deutlich, daß die preisgebundenen 
M arkenartikel das sprunghafte Anwachsen der Han­
delsspannen anderer Güter nicht mitmachten und da­
mit zugleich auch konjunkturstabilisierend wirkten. 
Doch nicht nur in seiner Preisbegrenzung nach oben 
liegen konjunkturpolitische Vorteile des M arken­
artikels, sondern auch in der Begrenzung nach unten. 
Man hat gegen diesen „Festpreis" vielfach eingewen­
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det, daß damit die Konkurrenz des Handels aus­
geschaltet werde, und deshalb nur eine Preisgrenze 
nad i oben durdi „Höchstpreise“ gefordert und in der 
alliierten Kartellgesetzgebung sogar teilweise verwirk- 
lidit. Dagegen ist einzuwenden, daß es sidi der ganzen 
Eigenart des M arkenartikels nadi hier um ein Kontra­
hieren zwisdien H ersteller und V erbraudier handelt, 
bei dem der Handel lediglidi die Rolle eines M ittlers 
übernimmt. Man muß deshalb audi dem H ersteller die 
Berechtigung zum Preisgesprädi mit dem V erbraudier 
zugestehen, bei dem langfristig, wie bereits gezeigt 
wurde, die im Umsatz zum Ausdrude kommenden 
Preiswilligkeiten der Käufer durdiaus zu einer Korrek­
tu r der aufgedrudtten Preisforderungen nadi unten 
zwingen können. Die M ittlerstellung des Handels läßt 
also eine Preiskonkurrenz von dieser Seite her, für die 
die M erkmale der Leistungskonkurrenz ohnehin nur 
bedingt zuträfen, wenig gereditfertigt erscheinen. 
A udi gesamtwirtschaftlidi gesehen wäre sie un-

erwünsdit, da eine allgemeine Preisunterbietung oder 
gar Preissdileuderel verderbliche Folgen für das 
M arkenwesen überhaupt haben müßte.
Es hat so audi wenig Sinn, die Höchstpreise für 
M arkenartikel dam it zu verteidigen, daß eine a l l ­
g e m e i n e  Preisunterbietung und Preissdileuderel 
nidit eintreten werde. Gewiß sind sie bei der augen­
blicklichen Situation des Handels in W estdeutsdiland 
unwahrscheinlich. Aber es w äre dodi wlrtsdiaftspoll- 
tisdi wenig sinnvoll, die Festsetzung von Hödist- 
preisen für M arkenartikel an diese Erwartung zu 
knüpfen, wenn man es m it der Anerkennung von Fest­
preisen ohnehin in der Hand hat, allgemeine Preis­
unterbietung und Preisschleuderei zu unterbinden.
Die Bereditigung der Argum ente für die Preisbegren­
zung nach unten im »Festpreis* ist allerdings davon 
abhängig, daß sich die H ersteller von M arkenartikeln 
audi bei steigenden Preistendenzen an den Festpreis 
gebunden fühlen.

Sum m ary: P r i c e  R e g u l a t i o n s
i n  t h e  F i e l d  o f  B r a n d e d  
A r t i c l e s .  A fte r th e  governm ent 
con tro l of p rices h as been  lifted  the  
q u estio n  of p r iv a te  p rice  regu la tio n s 
becam e a  m a tte r  of genera l in te re st. 
In  a ll d ra fts  of m onopoly  b ills  the  
p rob lem  of “p rice  reg u la tio n s o f the  
second  hand" is  a  cause  o f con­
tro v e rsy  because  h e re  a  v e r tic a l p rice  
reg u la tio n  of ind iv idual p roducts is in ­
volved . A s to d ay  neo - lib e ra l con­
cep tions ru le  w est G erm an  econom ic 
p o licy  in  re sp ec t of th e  abo v e  o u t­
lin ed  issue, th e  au th o r rev iew s the  
reaso n s  by  which p resen t econom ic 
opin ion  w as caused  to  refuse  p riv a te  
p rice  regu la tions. T he au th o r bases h is 
th eo re tica l an a ly s is  on  th e  re su lts  of 
m odern  m a rk e t research  and  finds th a t 
th e  p recond ition  o f  a  p ro p e rly  function­
in g  m ark e t au tom atism , -rea lly  free 
com petition , is  ac tu a lly  n o t ex isting . 
The a rtic le  em phasizes th a t an  an a ly s is  
of "price reg u la tio n s of th e  second 
hand" shou ld  tak e  in to  accoun t th e  
im p o rtan t fact th a t  hom ogenous com ­
p e titio n , th e  v e ry  basis  of free  com ­
petition , is  ra re ly  found in  p rac tice  
becau se  th e  m ark e t is  sp lit up  in to  a 
g re a t num ber of e lem en ta ry  m ark e ts  of 
hom ogenous goods. Even though  su c i 
e lem en ta ry  m ark e ts  a re  n o t c re a te d  by  
b ran d ed  a rtic les  th ey  ce rta in ly  a re  
p rom oted  b y  them  b ecause  i t  is trad e  
m ark  p ro tec tio n  w hich closes m arkets. 
A  m onopoly  in  such an  e lem en tary  
m arket, how ever, is  by no m eans 
eq u iv a len t to  a  position  of econom ic 
p ow er in  th e  field of th e  w hole econ­
om y. If th e re  ex is ts  a  su fficient num ber 
of re la te d  e lem en ta ry  m ark e ts  the  
m an u fac tu re r  of a  b ran d ed  a rtic le  has 
no  m onopoly  in  th is w ider field. T here­
fore p rice  reg u la tio n s fo r b ran d ed  
a rtic les  can n o t b e  reg ard ed  as m ono­
p o lis t p rices. H ow ever, a com bination 
of e lem en tary  m ark e ts  is  no  doubt 
p rac tica lly  a form ation  of cartels.

R ésum é: C o n t r ô l e  d e s  p r i x
p o u r  a r t i c l e s  d e  m a r q u e .  P ar 
su ite  de  l 'ab o litio n  du  co n trô le  officiel 
d es  p rix  la  q uestion  du  règ lem en t des 
p rix  à  e ffec tuer p a r  l'économ ie  p riv ée  
e s t d iscu tée  à  n ouveau . D ans aucun  des 
p ro je ts  p our u n e  lég isla tio n  su r les 
m onopoles on  n 'a  en co re  réu ss i à 
réso u d re  le  prob lèm e de l 'a cc o rd  sur 
l'é tab lissem en t d es  p r ix  p a r  la  seconde 
m ain. Le tr a i t  ca rac té ris tiq u e  de  cet 
é ta t de chose consiste  en  ce q u 'il s 'y  
ag it d 'u n e  fixation  v e rtic a le  po u r p ro ­
d u its  ind iv iduels. La concep tion  n éo ­
lib é ra le  d é te rm in an t la  so lu tion  à 
ap p o rte r à  ce com plexe de problèm es 
p a r  la  po litiq u e  économ ique de Bonn 
l 'a u te u r  résum e le s  ra iso n s  qui ex ­
p liq u en t la  réac tio n  n ég a tiv e  de ses 
rep ré sen tan ts . P a rtan t des ré su lta ts  
o b tenus p a r  le s  m éthodes m odernes de 
l 'é tu d e  du  m arché e t ab o u tissan t à une 
an a ly se  th éo riq u e  l 'a u te u r  conclu t à 
ce que la  "co n cu rren ce  p u re"  com m e 
condition  p réa lab le  po u r le  fonctionne­
m en t sans h e u rt de  l'au to m atism e du 
m arché  fait p ra tiq u em en t défau t. Pour 
u n e  an a ly se  de  l 'a cc o rd  su r  l 'é ta b lis se ­
m en t des p rix  p a r  la  seconde m ain  il 
reco n n a ît com m e im p o rtan t le  fa it que 
la  condition  de  la  "co n cu rren ce  hom o­
g èn e"  im m anente à  la  co n cu rren ce  
pu re  en  ré a lite  n 'e x is te  que ra re m e n t. 
Le m arché  se  com pose p lu tô t d 'u n  
g ran d  nom bre de  m archés é lém en ta ires 
avec  des m archand ises hom ogènes. 
Q uoique l 'a r t ic le  de  m arq u e  n e  c rée  
p a s  de te ls  m arch és é lém en ta ire s  il 
favorise  leu r form ation , p arce  que son 
m arché  de  ven te , à  cau se  de  la  p ro ­
tec tio n  des m arq u es de  fabrique, e s t 
ferm é d 'av a n ce . D ans u n  m arché 
é lém en ta ire  le  m onopole p o u r ta n t n e  
d it r ien  du  vo lum e de  p o u v o ir éco ­
nom ique d é ten u  d an s l'économ ie  p rise  
dan s son ensem ble. D ans ce cad re  le  
fab rican t d 'u n  a rtic le  d e  m arq u e  ne  
dé tien t p as le  m onopole s 'i l  y  a  u n  
nom bre suffisan t de m archés élém en­
ta ire s  de  b ran ch e . Donc, on  n e  p e u t 
p as re g a rd e r l 'acc o rd  su r  l 'é ta b lis se ­
m en t des p rix  p our a rtic le s  de  m arque 
com m e prix  m onopolistes.

R esum en: J u i c i o  s o b r e  f i j a ­
c i ó n  d e  p r e c i o s  r e f e r e n t e s  
a  a r t í c u l o s  d e  m a r c a .  C on la  
e lim inación  de  la  fijación  de  p rec ios 
p o r p a r te  de l G obierno, e l p rob lem a 
d e  acu erd o s p riv ad o s de p rec io s v u e lv e  
a  re v e s tir  ac tualidad . El tra to  de  los 
.a c u e rd o s  d e  p rec io  de seg u n d a  m ano" 
co n s titu y e  un  fac to r dudoso en  todos 
los p ro y ec to s  de  le y  m onopolicas. La 
ca rac te rís tica  de  lo s hechos se  v e  en  
el hecho de que se t ra ta  de  u n  acuerdo  
v e rtica l d e  p rec ios re la tiv o  a  d e te r­
m in ad as m ercancías. Com o e l t ra ta ­
m ien to  de es te  com plejo  en  la  po lítica  
económ ica de A lem ania occid en ta l es 
g o b ern ad a  p o r la  concepc ión  lib era l 
m oderna , e l au to r  da u n a  re señ a  de  las 
razones d e te rm in an tes de la  ac titu d  
declin an te  de  e s ta  concepc ión  econó­
m ica. En u n  an á lis is  teó rico  el au to r  
p a r te  de  los re su ltad o s de la  in v e s tig a ­
ción  m oderna  de  m ercados y  co n s ta ta  
que en  rea lid ad  no ex is te  la  p recond i- 
ción  de  la  .p u ra  com petencia"  n e ­
cesa ria  p a ra  e l b u en  funcionam ien to  
del m ecan ism o d e  m ercado . P ara  un 
an a lis is  de  los acu erd o s de  p rec io  
segunda m ano  se  h a  reconocido  como 
im p o rtan te  p rin c ip a lm en te  e l hecho de 
q u e  la  condic ión  d e  la  com petencia  
hom ogenea  in h e ren te  en  la  com petencia  
p u ra , en  rea lid ad , se  en cu en tra  so la ­
m en te  r a ra  vez, m ás b ien  e l m ercado  
se  d iv isa  en  u n a  g ran  can tid ad  de 
m ercados e lem en ta res con  m ercan c ías 
hom ogéneas. Si e l a rticu lo  de  m arca  
no c rea  ta le s  m arcados e lem en ta res, 
fav o rece  su  fundación  p o rq u e  su  m er­
cado e s ta  cerrado  p o r u n  p rincip io  
debido a  la  p ro tecc ió n  d e  m arca . Pero 
la  posic ión  m onopólico  en  u n  ta l m er­
cado e lem en ta l no d ice  n ad a  de  la 
ex ten c ió n  del p oder económ ico en  el 
m arco  en te ro  de la  econom ía. V isto  el 
a specto  de  la  econom ía en  su  con ­
jun to , e l p ro d u cen te  de  u n  articu lo  
de m arca, con u n  num ero  suficiente 
de  m ercados sem ejan tes elem enta les, 
no ocupa n inguna posic ión  m onopolista . 
Por eso, no se  p u ed en  co n sid era r 
acu erd o s de  precio , re la tiv o sa  artícu lo s 
de  m arca , como p rec io s de ta sa  m ono- 
pólicos.
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